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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

25.06.1999 

Geschäftszahl 

99/19/0097 

Rechtssatz 

Die gemäß § 18 Abs 1 FrG 1993 zu treffende Prognose im Aufenthaltsverbotsverfahren (Hinweis VwGH E 
28.10.1998, 96/19/2766, zu der gemäß § 5 Abs 1 AufenthaltsG 1992 in Verbindung mit § 10 Abs 1 Z 4 FrG 
1993 zu treffenden Gefährdungsprognose im Zusammenhang mit "Scheinehen") ist von der Frage, ob ein 
Fremder seine Erstniederlassungsbewilligung vom Ausland aus zu beantragen und die Entscheidung über seinen 
Antrag im Ausland abzuwarten hat, zu trennen. Die Notwendigkeit einer Ausreise zur Antragstellung und eines 
Abwartens der Entscheidung im Ausland beeinträchtigt die Rechtsstellung eines Fremden auch regelmäßig 
geringer als die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes, welches ja die Erlangung einer Bewilligung auch über 
einen vom Ausland aus gestellten Antrag während seiner Geltungsdauer jedenfalls ausschließt. 


